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seinem Gegenüber im Vertrauen auf den angefochtenen Vertrag erwachsen ist, insb wenn der Irrende sei­
nen Irrtum iS des Schadenersatzrechts selbst verschuldet hat. Der Beitrag untersucht, inwiefern es sinnvoll 
und möglich ist, dem positiven irrtumsrechtlichen Vertrauensschutz des § 871 ABGB einen negativen Ver­
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die Lösung also im Konfliktfall klar erkannt und nicht ihrerseits zum Konflikt wird. Unabhängigkeit ist ein 
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völkerrechtlichen Vorschlägen abgewichen. Gleichwohl bedarf es einiger Präzisierungen bei Auslegung und 
Aufbau der Vorschrift.
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